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Preuſiſche Gefekfummlung 


1927 Ausgegeben zu Berlin, den 5. Auguſt 1927 Nr. 28 


Tag Inhalt: ; Seite 


(Nr. 13265.) Polizeibeamtengeſetz. Vom 31. Juli 1927. 

Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 
5 erſter Seil. 

Allgemeine Nechtsverhältniſſe. 


Erſter Abſchnitt. 
Rechtsſtellung der ſtaatlichen und kommunalen Polizeibeamten. 
Allgemeines. 


8 1. g 

Polizeibeamte im Sinne dieſes Geſetzes ſind die ſtaatlichen Beamten der Schutzpolizei, Landjägerei, 
Kriminalpolizei, des Polizeiverwaltungsdienſtes, die Polizeidiſtriktskommiſſare und die Beamten gleicher 
Art im Polizeidienſte der Gemeinden und Gemeindeverbände. Auf ſie finden die allgemeinen Staats⸗ 
oder Kommunalbeamtengeſetze inſoweit Anwendung, als in dieſem Geſetze nichts anderes beſtimmt iſt. 


8 2. 


(1) Auf die Polizeibeamten der Gemeinden und Gemeindeverbände finden die 88 3, 4, 14 Abf. 2, 15, 
16, 44 dieſes Geſetzes Anwendung. Unfallfürforge iſt ihnen in einer den Grundſätzen des § 28 entſprechenden 
Weiſe zu gewähren. 

(2) Im übrigen find die Gemeinden und Gemeindeverbände verpflichtet, die Anſtellung, Beſoldung 
und Verſorgung ihrer Polizeibeamten entſprechend den für ſtaatliche Polizeibeamte gleicher Art geltenden 
Geſetzen zu geſtalten. Vergleichbar in dieſem Sinne ſind insbeſondere nicht die kündbaren Schutzpolizei⸗ 
beamten ($ 8), die Polizeioffiziere ($$ 17 bis 19) und die Landjägeroffiziere ($ 21). 

(3) Die Aufſichtsbehörden können in Fällen erheblicher Verletzung der im Abf. 2 enthaltenen Be- 
ſtimmungen verlangen, daß eine entſprechende Regelung erfolgt. In Fällen des Widerſpruchs entſcheidet 
die Beſchlußbehörde, und zwar für Beamte der Landgemeinden und Amtsbezirke (Amter, Landbürger⸗ 
meiſtereien) der Kreisausſchuß, im übrigen der Bezirksausſchuß. 


83. 
Die Stellen im Polizeidienſte der Gemeinden und Gemeindeverbände ſind grundſätzlich den Schub- 
polizeibeamten vorzubehalten, die Stellen des Polizeiverwaltungsdienſtes jedoch nur zur Hälfte. 
94. 


Die allgemeinen Vorſchriften über Einſtellung, Anſtellung, Ausbildung und Beförderung der Polizei⸗ 
beamten ſowie über die Beſetzung der im § 3 genannten Stellen erläßt der Miniſter des Innern im Ein⸗ 
vernehmen mit dem Jinanzminiſter. 


(Vierzehnter Tag nach Ablauf des Ausgabetags 19. Auguſt 1927.) 
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Beſondere Rechts verhältniſſe. 
| 9 5. : | | 
Der Schutzpolizeibeamte bedarf zur Eingehung einer Ehe, ſolange er Polizeianwärter ift oder zur 
Bereitſchaftspolizei gehört, der Genehmigung des Miniſters des Innern, es ſei denn, daß er das ſechſte 
Dienſtjahr vollendet hat. . N 8 


ud 3 


8.6, 

Der Minifter des Innern kann im Einvernehmen mit dem Finanzminiſter für die Polizeianwärter 
und die Beamten der Bereitſchaftspolizei über die Art der Auszahlung der Beſoldungsbezüge beſondere 
Beſtimmungen erlaſſen, ſoweit es die Eigenart der Schutzpolizei erfordert. 


9 7. 

(1) Die ſtaatlichen Polizeibeamten find während der Zugehörigkeit zu ber Bereitſchaftspolizei 
zum gemeinſamen Wohnen in Polizeiunterkünften verpflichtet. Ausnahmen kann der Miniſter des Innern 
zulaſſen. i 

(2) Ob und inwieweit Unterkunft, Verpflegung, Bekleidung und ärztliche Behandlung auf das 
Dienſteinkommen anzurechnen ſind, wird durch den Haushaltsplan geregelt. 


Zweiter Abſchnitt. 
Anſtellungsverhältniſſe. ö 
Kündbare Schutzpolizeibeamte. 
88. 
Kündbare Schutzpolizeibeamte ſind: 
a) Polizeioffiziere bis zur Vollendung einer zehnjährigen Dienſtzeit; 
b) Polizeiwachtmeiſter (alle Dienſtgrade vom Polizeihauptwachtmeiſter abwärts) bis zu ihrem 
Übergang in eine unkündbare Stelle der Schutzpolizei (5 13 Abſ. 1); N 
e) Polizeiwachtmeiſter während der Probedienſtzeit in einem anderen Polizeidienſtzweige ($ 14 
Abſ. 2). 


. 


8 9. 
(1) Dem Schutzpolizeibeamten ($ 8) kann unbeſchadet eines etwaigen Anſpruchs auf Ruhegehalt 
wegen Dienſtunfähigkeit gekündigt werden. 
(2) Dienſtunfähigkeit liegt nur vor, wenn nach polizeiärztlichem Urteile die Wiederherſtellung der 
Dienſtfähigkeit innerhalb Jahresfriſt nicht zu erwarten iſt. se er 


$ 10, 
Dem Schutzpolizeibeamten ($ 8) kann gekündigt werden: 

a) während der erſten drei Dienſtjahre bei dem Nachweiſe von wiſſentlich falſchen Angaben über 
die perſönlichen Verhältniſſe bei der Einſtellung / 5 

b) bei Eingehung einer Ehe entgegen den Beſtimmungen des § 5 

e) bei eigenmächtigem Fernbleiben vom Dienſte über fünf Tage hinaus; 

d) bei Dienſtverweigerung / 

e) bei rechtskräftiger Verurteilung zu einer Gefängnisſtrafe / 

£) bei ſchweren oder wiederholten Verſtößen gegen die Manneszucht, den Zuſammenhalt oder 
das Anſehen der Polizei in und außer dem Dienſte, bei vorſätzlicher oder grobfahrläſſiger Ver⸗ 
letzung der Amtsverſchwiegenheit; 

g) bei ſchwerem oder wiederholtem Mißbrauche der Dienſtgewalt gegenüber einem Untergebenen 
ſowie bei Verletzung der Pflicht zur Dienſtaufſicht durch Duldung dieſes Mißbrauchs, ins⸗ 
beſondere durch Unterlaſſung einer Meldung / ; . 

b) bei ſchweren oder wiederholten Verſtößen im Sinne des 9 2 Abſ. 2 des Geſetzes, betreffend 
die Dienſtvergehen der nichtrichterlichen Beamten, vom 21. Juli 1852 (Geſetzſamml. S. 465) 
in der Faſſung des Geſetzes vom 4. Auguſt 1922 (Geſetzſamml. S. 208). 0 
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§ 11. 

Dem Schutzpolizeibeamten ($ 8) kann auch, wenn die Vorausſetzungen der $$9 oder 10 nicht vorliegen, 
bis zur Vollendung des zehnten Dienſtjahrs gekündigt werden, wenn er die für ſeine dienſtliche Verwendung 
nötigen Fähigkeiten zu richtigem Verhalten und Wirken als Polizeibeamter, insbeſondere die für den Po⸗ 
lizeidienſt erforderliche geiſtige und körperliche Friſche, ſowie die Kraft zu ſchnellem Entſchluß und ener⸗ 
giſchem Handeln nicht beſitzt, dieſe Vorausſetzung iſt unter Würdigung des Urteils der Dienſtvorgeſetzten 
feſtzuſtellen. : \ 

9 12. 

Einem Polizeiwachtmeiſter, der ſeine Übernahme in eine Stelle der gleichen oder einer höheren Be⸗ 
ſoldungsgruppe im ſtaatlichen oder kommunalen Polizeidienſte (5 14 Abſ. 1) oder die Ableiſtung der hierzu 
erforderlichen Probedienſtzeit (§ 14 Abſ. 2) ablehnt, kann der Dienft in der Schußpolizei gekündigt werden. 


Übergang in das unkündbare Anſtellungsverhältnis. 
8 13. en 
(1) Polizeiwachtmeiſter, die eine mindeſtens zwölfjährige Dienſtzeit in der Schutzpolizei vollendet 
haben, werden im Rahmen des Haushaltsplans unkündbar angeſtellt. 


(2) Soweit ausnahmsweiſe Planſtellen nicht verfügbar find, können in einem vom Miniſter des 
Innern zu beſtimmenden Umfange die im Abſ. 1 genannten Beamten auf ihren Antrag entlaſſen werden. 


§ 14. 

(1) Polizeiwachtmeiſter, die eine Dienſtzeit von mindeſtens acht Jahren abgeleiſtet haben, können 
in andere Dienſtzweige der ſtaatlichen Polizei (Landjägerei, Kriminalpolizei und Verwaltungsdienſt) 
oder in den Polizeidienſt der Gemeinden und Gemeindeverbände (8 3) übernommen werden. 

(2) Polizeiwachtmeiſter, die gemäß Abſ. 1 in einen anderen Dienſtzweig oder in die kommunale 
Polizei übergeführt werden ſollen, haben zunächſt eine Probedienſtzeit abzuleiſten, die in der Regel neun 
Monate nicht überſchreiten ſoll. 

$ 15. a 

Einem Polizeibeamten, der nach Ablauf der Probedienſtzeit von der Schutzpolizei in einen anderen 
Dienſtzweig der ſtaatlichen Polizei oder in die kommunale Polizei übernommen iſt, kann nur bis zur Voll⸗ 
endung des zweiunddreißigſten Lebensjahrs und nur noch 

a) wegen Dienſtunfähigkeit unbeſchadet eines etwaigen Anſpruchs auf Ruhegehalt oder 
b) aus einem der im § 10 Buchſtaben c bis h genannten Gründe 
gekündigt werden. 


Dritter Abſchnitt. 
Abertritt in den Nuheſtand. 
9 16. 


Beamte des Polizeivollzugsdienſtes mit Ausnahme der Polizeioffiziere treten mit dem auf die Voll⸗ 
endung des ſechzigſten Lebensjahrs zunächſt folgenden 1. April oder 1. Oktober kraft Geſetzes in den 
Ruheſtand. - 

$ 17. 


Der Polizeioffizier kann nach Vollendung einer zehnjährigen Dienſtzeit in den Ruheſtand ver⸗ 
ſetzt werden a 
a) bei Dienſtunfähigkeit; | 
b) wenn er die für feine dienſtliche Verwendung nötigen Fähigkeiten zu richtigem Verhalten und 
Wirken als Polizeibeamter, insbeſondere die für den Polizeidienſt erforderliche geiſtige und 
körperliche Friſche, ſowie die Kraft zu ſchnellem Entſchluß und energiſchem Handeln nicht 
beſitzt, dieſe Vorausſetzung iſt unter Würdigung des Urteils der Dienſtvorgeſetzten feftzuftellen. 


ut 
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9 18. 


Polizeioffiziere treten mit dem auf die Erreichung der Höchſtaltersgrenze ihres Dienſtgrads zu⸗ 
nächſt folgenden 1. April oder 1. Oktober kraft Geſetzes in den Ruheſtand. Die Höchſtaltersgrenzen für 
die einzelnen Dienſtgrade beſtimmt der Miniſter des Innern im Einvernehmen mit dem Finanzminiſter. 


9 19. 


Der Minifter des Innern kann in beſonderen Fällen die Wirkung der in den $$ 16 und 18 vorge⸗ 
ſchriebenen Altersgrenzen bis zu einem ſpäteren Zeitpunkte hinausſchieben, jedoch nicht über den Zeit⸗ 
punkt hinaus, der nach § 16 maßgebend wäre, wenn dort die Altersgrenze auf das fünfundſechzigſte 
Lebensjahr feſtgeſetzt wäre. 

$ 20. 


(1) Beim Übertritt in den Ruheſtand nach $$ 16, 17, 18 findet das Geſetz, betreffend die Penſio⸗ 
nierung der unmittelbaren Staatsbeamten uſw., vom 27. März 1872 (Geſetzſamml. S. 268) mit ſeinen 
Anderungen Anwendung. Für Polizeioffiziere nach Vollendung einer zehnjährigen Dienſtzeit tritt jedoch 
als Vorausſetzung für eine unfreiwillige Verſetzung in den Ruheſtand nach $ 30 Abſ. 2 des Geſetzes, be- 
treffend die Penſionierung der unmittelbaren Staatsbeamten uſw., in Verbindung mit §§ 88 bis 93 des 
Geſetzes, betreffend die Dienſtvergehen der nichtrichterlichen Beamten uſw., vom 21. Juli 1852 (Geſetz⸗ 
ſamml. S. 465) neben die Dienſtunfähigkeit ($ 17 Buchſtabe a) auch die Ungeeignetheit (817 Buchſtabe b) 
der Rekurs an das Staatsminiſterium iſt hierbei ausgeſchloſſen. 

(2) Ein Polizeioffizier, der ohne fein Einverſtändnis auf Grund des $ 17 Buchſtabe b verabſchiedet 
werden ſoll, kann über feine nach § 90 Abſ. 1 des Geſetzes, betreffend die Dienſtvergehen der nichtrichter⸗ 
lichen Beamten uſw., zuläſſigen Einwendungen innerhalb der im § 90 Abſ. 1 bezeichneten Friſt das Gut; 
achten eines Ausſchuſſes fordern. Der Ausſchuß ſetzt ſich zuſammen aus dem Verwaltungsgerichtsdirektor 
des Regierungsbezirkes, in dem die Dienftftelle des Polizeioffiziers liegt, als Vorſitzenden und aus zwei 
Beamten desſelben Regierungsbezirkes, von denen der eine von dem Betroffenen, der andere von ſeiner 
vorgeſetzten Dienſtſtelle zu benennen iſt. Der Ausſchuß ſoll das Gutachten bis ſpäteſtens vier Wochen nach 
Ablauf der vorgenannten Friſt erftatten. Sofern der Betroffene das Gutachten gefordert hat, darf die 
Entſcheidung über die unfreiwillige Verabſchiedung erſt nach Erſtattung des Gutachtens erfolgen. Falls 
der Miniſter des Innern ſich dem Gutachten nicht anſchließt, find die dafür maßgebenden Gründe auf 
Verlangen des Betroffenen bei der Verſetzung in den Ruheſtand anzugeben. 


Vierter Abſchnitt. 
Landjägeroffiziere. 
821. 
Die Landjägeroffiziere haben die gleiche Rechtsſtellung wie die Polizeioffiziere. 


Fünfter Abſchnitt. 
Kündigungsverfahren. 
$ 22. 
(1) Vor der Kündigung iſt dem Beamten eine ſchriftliche, mit Gründen verſehene Mitteilung über die 
Kündigungsabſicht zu machen. 
(2) Gegen die beabſichtigte Kündigung nach den $$ 9, 10, 11, 12, 15 ſteht dem Beamten der Ein⸗ 


ſpruch auf dem Dienſtwege zu, und zwar in den Fällen der 98 9, 11, 12, 15 Buchſtabe a innerhalb einer 
Friſt von einem Monat, in den Fällen der $$ 10, 15 Buchſtabe b innerhab einer ſolchen von ſieben Tagen 


5 (3) Im Falle eines Einſpruchs nach 89 9, 15 Buchſtabe a iſt das Gutachten eines weiteren 
beamteten Arztes einzuholen, nach den 8$ 10, 11, 12, 15 Buchſtabeb iſt der Sachverhalt zu klären. Der 
Betroffene iſt auf Verlangen zu hören. 


1 


* 
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$ 23. 

(1) Die Kündigung eines Beamten darf erſt erfolgen, nachdem die Einſpruchsfriſt abgelaufen ift, 
ohne daß der Beamte Einſpruch eingelegt hat, oder im Falle der Einlegung eines Einſpruchs, nach⸗ 
dem dieſer zurückgenommen oder zurückgewieſen iſt. 

(2): Vor der 2 iſt der Beamtenausſchuß zu hören, es ſei denn, daß der Betroffene aus⸗ 
drücklich darauf verzichtet. a 

9 24. 
(1) Die Kündigungsfriſten betragen: 
a) in den Fällen der §§ 9 und 11 während der erſten zwei Dienſtjahre mindeſtens einen Monat, 
im übrigen mindeſtens drei Monate 
b) in den Fällen der §§ 12 und 15 Buchſtabe a mindeſtens vier Monate. 
Dieſe Friſten können auf Verlangen des Beamten verkürzt werden. 
() Die Kündigung in den Fällen der $$ 10, 15 Buchſtabe b iſt an keine Friſt gebunden. 


(3) Alle Entlaſſungen ſollen möglichſt zum Monatsende erfolgen. 


9 25. 


Solange ein Kündigungsverfahren gegen einen Polizeibeamten nach $ 10 oder 8 15 Buchſtabe b 
ſchwebt, kann ihm das Tragen von Dienſtkleidung, der Aufenthalt in Polizeiunterkünften und die Führung 
dienſtlicher Ausweiſe oder Abzeichen verboten werden. 


$ 26. 
(1) Für die Kündigung nach den $$ 9 bis 12, 15, für eine Verfügung gemäß $ 25 und für die Ent- 
laſſung nach § 13 Abf. 2 ift zuſtändig: 
a) gegenüber Polizeioffizieren der Miniſter des Innern; 8 
b) gegenüber allen anderen ſtaatlichen Polizeibeamten der vorgeſetzte Regierungspräſident, in 


der Polizeiverwaltung Berlin der Polizeipräſident, bei den Polizeiſchulen der vorgeſetzte Ober- 
präfident, bei unmittelbar unterſtellten Behörden der Minifter des Innern. 


(2) Der Miniſter des Innern kann die nach Abſ. 1 Buchſtabe b zuſtehende Befugnis zur Kündigung 
auch auf die Leiter der ſtaatlichen Ortspolizeiverwaltungen oder die Leiter von Polizeiſchulen übertragen. 


(3) Die Kündigungsverfügung iſt mit Gründen zu verſehen. 


fel le ue, f 4% - fie, H, 
Zweiter Teil. 
Verſorgung. 
Erſter Abſchnitt. 
Verſorgungsarten. 
Ruhegehalt. 


9 27. 


Das Ruhegehalt der Polizeioffiziere und der kündbaren Polizeiwachtmeiſter beträgt nach vollendeter 
ruhegehaltsfähiger zehnjähriger Dienſtzeit 0 und ſteigt mit jedem weiteren Dienſtjahre bis zum 
vollendeten fünfundzwanzigſten Dienſtjahr um ½%½/õ« und von da bis zum vollendeten dreißigſten Dienſt⸗ 
jahr um / bis auf 8% des zuletzt zuſtändigen ruhegehaltsfähigen Dienſteinkommens, jedoch mit der 
Einſchränkung, daß in Dienſtgraden und Dienſtſtellen mit Einzelgehältern das Ruhegehalt auch vom 
fünfundzwanzigſten bis zum dreißigſten Dienſtjahre mit jedem weiteren Dienſtjahre nur um 2/100 und von 
da ab bis zum vollendeten fünfunddreißigſten Dienſtjahre nur um ½00 bis auf Yo des zuletzt zuſtehenden 
ruhegehaltsfähigen Dienſteinkommens ſteigt. 


Geſetzſammlung 1927. (Nr. 13265,) 45 
felge % AI 2 
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Unfallfürſorge. 
$ 28. 


(1) Die Vorſchriften des Unfallfürſorgegeſetzes vom 2. Juni 1902 (Geſetzſamml. S. 153) und feiner 
Anderungen finden auf Dienſtunfälle der Polizeivollzugsbeamten Anwendung. Als Dienſtunfall gilt 
jede Beeinträchtigung der körperlichen Unverſehrtheit, die der Betroffene in Ausübung oder infolge ſeines 
Dienſtes erleidet. a 


(2) Beträgt die Unfallpenſion nicht mindeſtens 20 vom Hundert des ruhegehaltsfähigen Dienſtein⸗ 
kommens mehr als das Ruhegehalt nach der ruhegehaltsfähigen Dienſtzeit, ſo tritt eine Erhöhung der 
Unfallpenſion um 20 vom Hundert des ruhegehaltsfähigen Dienſteinkommens ein, jedoch darf der Höchſtſatz 
von insgeſamt 80 vom Hundert des ruhegehaltsfähigen Dienſteinkommens nicht überſchritten werden. 


(3) Iſt der Beſchädigte infolge Unfalls nicht nur völlig dienſt⸗ oder erwerbsunfähig, ſondern auch 
derart hilflos geworden, daß er ohne fremde Wartung und Pflege nicht beſtehen kann, ſo iſt für die Dauer 
dieſer Hilfloſigkeit die Unfallpenſion auf 100 vom Hundert des Dienſteinkommens zu erhöhen. 


() Im Falle der Beſſerung der Erwerbsfähigkeit eines mit Unfallpenſion nach § 1 Abſ. 2 des Unfall- 
fürſorgegeſetzes ausgeſchiedenen Polizeivollzugsbeamten tritt eine Minderung der Unfallpenſion in ent⸗ 
ſprechendem Maße ein, jedoch nicht unter den Betrag des Ruhegehalts nach der ruhegehaltsfähigen Dienſt⸗ 
zeit. Die hierzu erforderlichen amtsärztlichen Nachunterſuchungen veranlaſſen die Penſionsregelungs⸗ 
behörden in Abſtänden von fünf zu fünf Jahren. Einem Penſionsempfänger, der ſich ohne triftigen Grund 
der Nachunterſuchung nicht unterwirft, kann die Unfallpenſion ganz oder teilweiſe entzogen werden. 8 


9 29. 


An Stelle der Erſtattung der Koſten des Heilverfahrens im Sinne des § 1, letzter Abſatz, des Unfall- 
fürſorgegeſetzes kann Heilbehandlung gewährt werden. Die näheren Beſtimmungen darüber und über 
das etwaige teilweiſe Ruhen der Unfallpenſion während der Heilbehandlung trifft der Miniſter des Innern 
im Einvernehmen mit dem Finanzminiſter. * 

$ 30. 


N (1) Hat im Falle des Ausſcheidens nach $ 1 Abſ. 2 des Unfallfürſorgegeſetzes der Beſchädigte eine 
die Heilbehandlung betreffende Anordnung ohne geſetzlichen oder ſonſt triftigen Grund nicht befolgt, und 
wird dadurch ſeine Erwerbsfähigkeit ungünſtig beeinflußt, ſo kann ihm die Unfallpenſion auf Zeit ganz 
oder teilweiſe verſagt werden, wenn er auf dieſe Folge ſchriftlich hingewieſen worden iſt, jedoch nicht unter 
den Betrag des Ruhegehalts nach der ruhegehaltsfähigen Dienſtzeit. 

(2) Zur Duldung von Operationen, die einen erheblichen Eingriff in die körperliche Unverſehrtheit 
bedeuten, kann der Beſchädigte nicht gezwungen werden. 


931. 


Erleiden Beamte des Polizeiverwaltungsdienſtes im Falle ihrer Verwendung mit Polizeikörpern 
im Außendienſte Dienſtunfälle, fo finden die $$ 28 bis 30 auf fie Anwendung. 


Kapitalabfindung. 
$ 32. 


(1) Polizeioffiziere und kündbare Polizeiwachtmeiſter können als Ruhegehaltsempfänger auf ihren 
Antrag zum Erwerb oder zur wirtſchaftlichen Stärkung eigenen Grundbeſitzes oder zur Erleichterung des 
Berufswechſels nach Maßgabe der folgenden Vorſchriften durch Zahlung eines Kapitals abgefunden 
werden. Eine Kapitalabfindung kann auch dann gewährt werden, wenn die Ruhegehaltsempfänger zum 
Erwerb eigenen Grundbeſitzes einem gemeinnützigen Bau- oder Siedlungsunternehmen beitreten wollen. 


(2) Den im Abſ. 1 genannten Perſonen kann als Empfängern einer Unfallpenſion eine Kapital⸗ 
abfindung nur unter Zugrundelegung eines Ruhegehalts nach ihrer ruhegehaltsfähigen Dienſtzeit ge⸗ 
währt werden. : 

$ 33. 
Über die Anträge auf Abfindung entſcheidet der Minifter des Innern. 


ee 
$ 34. 
(1) Eine Kapitalabfindung ſoll bewilligt werden, wenn: = 

a) der Antragſteller das fünfundfünfzigſte Lebensjahr nicht überſchritten hat; ausnahmsweiſe 
kann auch nach dem fünfundfünfzigſten Lebensjahr eine entſprechende Abfindung gewährt 
werden 

b) der Anſpruch auf Ruhegehalt anerkannt ift; 

o) für eine nützliche Verwendung Gewähr beſteht. 


(2) Hält der Miniſter des Innern eine nützliche Verwendung nicht für gewährleiſtet, fo iſt dem An- 
tragſteller vor der Entſcheidung ſchriftlich Kenntnis von den Gründen und Gelegenheit zur Außerung zu 


geben. 
$ 35. 


Der zu kapitaliſierende Teilbetrag des Ruhegehalts darf die Hälfte des jährlichen Ruhegehalts und 
den Betrag nicht überſchreiten, der ſich bei der Kapitaliſierung aus der Hälfte des Höchſtruhegehalts der 
Eingangsſtufe der Beſoldungsgruppe 12 ergibt. 

$ 36. 

Die Abfindung iſt auf das für einen Zeitraum von zehn Jahren zuſtehende Ruhegehalt beſchränkt. 

Als Abfindung wird das Achtfache des gemäß $ 35 feſtgeſetzten Jahresbetrags gezahlt. 


9 37. 


Der Anſpruch auf den Teil des Ruhegehalts, an deſſen Stelle die Abfindungsſumme tritt, erliſcht 
für die Dauer von zehn Jahren mit Ablauf des Monats, in dem die Auszahlung erfolgt iſt. 


9 88. 


Die Abfindungsſumme iſt auf Erfordern inſoweit zurückzuzahlen, als ſie nicht innerhalb einer vom 
Miniſter des Innern bemeſſenen Friſt beſtimmungsgemäß verwendet worden iſt. 


9 39. 


(1) Dem Abgefundenen kann auf Antrag der durch die Kapitalabfindung erloſchene Ruhegehaltsteil 
vor Ablauf der zehnjährigen Friſt gegen Rückzahlung der entſprechenden Abfindungsſumme wieder be- 
willigt werden, wenn er zur Erlangung einer anderen Erwerbsmöglichkeit das Grundſtück weiterveräußert 
oder wenn andere wichtige Gründe vorliegen. 

(2) Die Verpflichtung zur Rückzahlung beſchränkt ſich nach Ablauf des 

1. Jahres auf 92 vom Hundert der Abfindungsſumme 


2 » „ 84 „ » » » 
3 . » 2 75 * » » » 
4. » » 66 » * » » 
5538 » 56 » » » » 
6. » » 46 » » » » 
105 » » 35 » » » » 
8. » „ 24 » » » » 
9, » W l » » » 


Der Berechnung find die Zeitpunkte der Zahlung und der Rückzahlung zugrunde zu legen. 


(3) Erfolgt die Rückzahlung im Laufe eines Jahres, ſo ſind der nach Abſ. 1 berechneten Summe 
4 vom Hundert Zinſen für die Zeit vom erſten Tage des Jahres bis zum Tage der Rückzahlung hinzu⸗ 
zurechnen, der Betrag des Ruhegehalts, der auf die gleiche Zeit entfallen wäre, iſt abzuziehen. 


$ 40. 


Der nach $ 37 erloſchene Anſpruch lebt mit Wirkung vom Erſten des Monats wieder auf, in dem die 
Abfindungsſumme gemäß $$ 38, 39 zurückgezahlt iſt. 
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8 41. 

Die beſtimmungsmäßige Verwendung des Kapitals und die weiteren Zwecke der Abfindung ſind 
durch die Form der Auszahlung und in der Regel durch andere geeignete Maßnahmen zu ſichern. Der 
Miniſter des Innern kann insbeſondere anordnen, daß die Weiterveräußerung und Belaſtung eines er- 
worbenen Grundſtücks innerhalb einer Friſt von nicht über fünf Jahren nur mit ſeiner Genehmigung 
zuläffig iſt. Dieſe Anordnung wird mit der Eintragung in das Grundbuch wirkſam. i 


9 42. 


(1) Die Geſchäfte der freiwilligen Gerichtsbarkeit bei der Durchführung der von dem Miniſter des 
Innern angeordneten oder verlangten Maßnahme zur Sicherung der beſtimmungsmäßigen Verwendung 
des Kapitals, der Erhaltung des Zweckes der Abfindung und der Rückzahlung der Abfindungsſumme 
ſind koſten⸗ und ſtempelfrei. 

(2) Dieſe Vorſchrift findet auf die den Notaren zukommenden Gebühren und Auslagen keine An⸗ 
wendung. 
Abfindungen. 
8 43. i 

(1) Der ohne Ruhegehalt oder Unfallpenſion ausſcheidende Schutzpolizeibeamte erhält ein Ent⸗ 
laſſungsgeld = 

a) in Höhe von 2 500 Reichsmark bei der Entlaffung auf Grund des $ I oder des $ 11 nach einer 
Dienſtzeit von mindeſtens ſieben Jahren, 
b) in Höhe von 5 000 Reichsmark bei der Entlaſſung auf Grund des § 13 Abſ. 2. 


(2) Mit der Auszahlung des Entlaſſungsgeldes entfällt die Anwartſchaft auf eine weitere Verwendung 
im Polizeidienſte. Sie kann durch Rückzahlung des Entlaſſungsgeldes nicht wiedererworben werden. 


9 44. 


Polizeivollzugsbeamte erhalten bei Vollendung des ſechzigſten Lebensjahrs eine einmalige Ab⸗ 
findung in Höhe der Hälfte des zuletzt bezogenen Jahresdienſteinkommens. 


Einmalige Umzugsentſchädigung. 
$ 45. 

(1) Polizeioffizieren und kündbaren Polizeiwachtmeiſtern, die nach mindeſtens ſiebenjähriger Dienſt⸗ 
zeit wegen Ungeeignetheit oder wegen Erreichung der Höchſtaltersgrenze oder nach mindeſtens vierjähriger 
Dienſtzeit wegen Dienſtunfähigkeit ausſcheiden, innerhalb von zwei Jahren nach dem Ausſcheiden einen 
Umzug ausführen, wird auf Antrag eine einmalige Umzugsentſchädigung nach den für Verſetzte des gleichen 
Dienſtgrades geltenden Beſtimmungen gewährt. 

(2) Bei einem Umzug über die Grenze des Deutſchen Reichs hinaus iſt die Umzugsentſchädigung 
nur in der Höhe zu gewähren, wie ſie beim Umzuge bis an die Grenze zuſtändig geweſen wäre. 

(3) Eine Umzugsentſchädigung ift nicht zu gewähren, wenn und ſolange das Recht auf den Bezug 
des Ruhegehalts ruht. 


Verſorgung bei Entlaſſung aus befonderen Gründen. 
$ 46. 

(1) Wird einem kündbaren Polizeibeamten mit einer Dienſtzeit von mindeſtens ſieben Jahren das 
Dienſtverhältnis auf Grund des § 10 oder § 15 Buchſtabe b gekündigt, fo ſoll ihm, ſoweit nicht 
Kündigungsgründe im Sinne der Buchſtaben e und d des 9 10 vorliegen, bei Würdigkeit und beim Vor⸗ 
liegen eines Bedürfniſſes eine Verſorgung bis zur Höhe des Entlaſſungsgeldes nach 843 Abſ. 1 Buchſtabe a 
gewährt werden. 


(2) Über Würdigkeit und Bedürfnis entſcheidet der Miniſter des Innern. 
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Verſorgung der Hinterbliebenen. 
§ 47. 


(1) Die Zahlung des Witwen- und Waiſengeldes an die Hinterbliebenen der im Dienſte geſtorbenen 
Polizeioffiziere und der kündbaren Polizeiwachtmeiſter beginnt mit dem Ablaufe des Sterbemonats, an 
die Hinterbliebenen der Ruhegehaltsempfänger mit Ablauf des Gnadenvierteljahrs. 

(2) Für die erſten drei Monate des Bezugs von Witwen- und Waiſengeld iſt den Hinterbliebenen 
der während ihrer Zugehörigkeit zur Schutzpolizei geſtorbenen Polizeioffiziere und der kündbaren Polizei⸗ 
wachtmeiſter zu ihren Bezügen ein Zuſchuß zu gewähren, jo daß der Betrag erreicht wird, der dem Ver⸗ 
ſtorbenen im letzten Monat an Dienſtbezügen (Grundgehalt, Ortszuſchlag, ſonſtige im Staatshaushalts⸗ 
plane beſonders vorgeſehene Zulagen und Vergütungen, Frauenbeihilfe, Kinderbeihilfen uſw.) zuſtand. 
$ 15 des Geſetzes, betreffend die Fürſorge für die Witwen und Waiſen der unmittelbaren Staatsbeamten, 
vom 20. Mai 1882 (Geſetzſamml. S. 298) und ſeiner Abänderungen ſowie das Geſetz, betreffend die Zahlung 
der Beamtenbeſoldung und des Gnadenvierteljahrs, vom 7. März 1908 (Geſetzſamml. S. 35) finden dabei 
keine Anwendung. 

$ 48. 

(1) Stirbt ein Polizeioffizier oder ein kündbarer Polizeiwachtmeiſter, fo erhalten feine Witwe und 
feine Waiſen zur Erleichterung des Umzugs, ſoweit dieſer aus wirtſchaftlichen oder beruflichen Gründen 
erforderlich iſt, eine einmalige Umzugsentſchädigung, wenn der Umzug innerhalb von zwei Jahren nach 
ſeinem Tode ausgeführt wird. Die Umzugsentſchädigung wird nach den für Verſetzte geltenden Be⸗ 
ſtimmungen und in Grenzen der für den Dienſtgrad des Verſtorbenen zahlbaren Beträge gewährt. 


(2) Die Vorſchriften des $ 45 Abſ. 2 und 3 gelten entſprechend. 


Zweiter Abſchnitt. 
Verfahren bei der Verſorgung der Schutzpolizeibeamten und ihrer Hinterbliebenen. 


849. i 
(1) Die Verſorgungsgebührniſſe der kündbaren Schutzpolizeibeamten und ihrer Hinterbliebenen 
werden durch die Regierungspräſidenten, in Berlin durch den Polizeipräſidenten feſtgeſtellt. Die Regierungs⸗ 
präſidenten können die Leiter ſtaatlicher Polizeiverwaltungen mit der Feſtſtellung beauftragen. 
(2) Dem Miniſter des Innern iſt jedoch vorbehalten: 
a) die erſtmalige Feſtſtellung des Ruhegehalts und der Unfallpenfion für Polizeioffiziere , 


b) die erſtmalige Feſtſtellung des Witwen⸗ und Waiſengeldes und der Witwen⸗ und Waiſenrenten 
uſw. der Hinterbliebenen der Polizeioffiziere j 


e) die Feſtſtellung der Kapitalabfindung für die Polizeioffiziere. 


9.50. 


1515 die nach $ 49 getroffene Entſcheidung iſt ein ſchriftlicher Beſcheid zu erteilen und den Beteiligten 
zuzuſtellen. . 


| 8 51. 
In Verſorgungsſachen fteht der Rechtsweg vor den ordentlichen Gerichten nach Maßgabe der Reichs- 
verfaſſung und nach Maßgabe des Geſetzes vom 24. Mai 1861 (Geſetzſamml. S. 241) offen. 


9 52. 


0 Gegen die Beſcheide, in denen über eine Verf orgung entſchieden wird, auf die kein Rechtsanſpruch 
beſteht, iſt der Einſpruch bis zum Miniſter des Innern zuläſſig. 

(2) Der Rechtsweg nach $ 51 iſt in dieſen Fällen ausgeſchloſſen. 
Geſetzſammlung 1927. (Nr. 13265.) 16 
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Dritter Seil. 
Übergangs und Schlußvorſchriſten. 


Bis zum Inkrafttreten eines neuen Dienſtſtrafgeſetzes für die nichtrichterlichen Beamten gelten für 
die Beamten der Schutzpolizei und der Landjägerei bei der Anwendung des Geſetzes, betreffend die Dienſt⸗ 
vergehen der nichtrichterlichen Beamten, vom 21. Juli 1852 (Geſetzſamml. S. 465) die nachfolgenden Ab- 
weichungen ($$ 56 bis 57). 


N N 54. 
Geldbußen bis in Höhe ohn %o des monatlichen Grundgehalts können verhängen: 
a) die Leiter der ftaatlikhen Dolizeiverwaltungen; 
b) die Regierungspräfidfnten; 
c) die Oberpräſidenten hinſichtlich der ihnen unmittelbar unterſtellten Polizei⸗ und Land⸗ 
jägereiſchulen. 
$ 55. 


niſſe kann in einem vom Miniſter des Innern zu beſtimmenden Um⸗ 
und ⸗ſchulen oder andere Dienſtvorgeſetzte übertragen werden. 


Die Ausübung der Strafbe 
fang auf Führer von Polizeikörpe 


$ 56. 


() Die Beſchwerde gegen die Verfügung von Ordnungsſtrafen ift innerhalb von 14 Tagen nad) 
Bekanntgabe der Strafe an den Beſtraften, jedoch früheſtens am Tage nach der Bekanntgabe, auf dem 
Dienſtwege ſchriftlich oder zu Protokoll anzubringen. Über Beſchwerden gegen die durch Führer von Po⸗ 
lizeikörpern und ⸗ſchulen verhängten Strafen entſcheidet derjenige der im § 54 genannten Vorgeſetzten, 
von dem die Ausübung der Strafbefughiſſe nach 8 55 an den Führer übertragen iſt er kann das Recht, 
der Beſchwerde abzuhelfen, auf Führer von Polizeikörpern und ⸗ſchulen übertragen. Gegen die Ent⸗ 
ſcheidung des Leiters einer ſtaatlichen Polſzeiverwaltung iſt innerhalb eines Monats die weitere Beſchwerde 
an den Regierungspräſidenten zuläſſig. Die Entſcheidungen der Regierungspräſidenten — in Berlin des 
Polizeipräſidenten — ſowie der Oberpräſſdenten im Beſchwerdewege find endgültig. 


(2) Beſchwerden über Strafen, die der Regierungspräſident, der Polizeipräſident von Berlin oder 
der Oberpräſident verhängt hat, entjcheidet der Minifter des Innern. 


0 $ 57. 

Die im $ 26 Ab. 1 und 2 bezeichneten Porgeſetzten können dem Schutzpolizeibeamten, der nach den 
Vorſchriften der $$ 48 bis 54 des Geſetzes vom 21. Juli 1852 des Dienſtes vorläufig enthoben ift, das Tragen 
von Dienſtkleidung, den Aufenthalt in der Poſizeiunterkunft und die Führung dienſtlicher Ausweiſe oder 
Abzeichen verbieten. 


9 58. 
(1) Mitteilungen, die nach § 22 Abſ. 1, und alle Zuſtellungen, die nach dieſem Geſetz erforderlich 
find, müſſen in einer Form geſchehen, die den Nachweis der erfolgten Mitteilung oder Zuftellung und ihres 
Zeitpunkts ermöglicht. Zuſtellen können auch Polizeibeamte. 


(882) Wer ſich ins Ausland begibt oder bereits dort wohnt oder aufhält, hat auf Verlangen einen 
Zuſtellungsbevollmächtigten zu benennen. 


(3) Iſt der Aufenthalt unbekannt, und wird er trotz polizeilicher Ermittlungen, die ſich nicht aufs 
Ausland zu erſtrecken brauchen, innerhalb eines Monats nicht feſtgeſtellt, oder wird der Zuſtellungsbe⸗ 
vollmächtigte nicht innerhalb einer angemeſſenen Friſt benannt, ſo kann die Mitteilung oder Zuſtellung 
durch einwöchigen Aushang in den Geſchäftsräumen der Dienſtſtelle erſetzt werden. 
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$ 59. 
(1) Für die kündbaren Schutzpolizeibeamten einſchließlich der Polizeioffiziere, die der Schutzpolizei 
am 31. März 1926 angehörten, bleiben die §8 1 bis 4, 8 bis 17, 25, 27 bis 102, 104, 105a, 107 Abſ. 2 
des Schutzpolizeibeamtengeſetzes vom 16. Auguſt 1922 (Geſetzſamml. S. 251) mit feinen Anderungen 
mit der Maßgabe in Kraft, daß an die Stelle der Kündigungsgründe a bis g des $ 11 des Schutzpolizei⸗ 
beamtengeſetzes die Kündigungsgründe a bis h des § 10 dieſes Geſetzes und im § 62 Abſ. 5 des Schutz⸗ 
polizeibeamtengeſetzes an die Stelle von „(§ 33)“ die Worte „nach $ 4 Abſ. 3 und $ 33“ treten. Im übrigen 
gelten für ſie die $$ 5 bis 7 und 53 bis 57 dieſes Geſetzes. 
(2) Sämtliche Vorſchriften des Polizeibeamtengeſetzes finden jedoch Anwendung 
a) auf die Polizeibeamten, die unter Verzicht auf alle Anſprüche aus dem Schutzpolizeibeamten⸗ 
geſetz entweder in der Schutzpolizei unkündbar angeſtellt oder entſprechend § 14 von der Schuß- 
polizei in einen anderen Polizeidienſtzweig übergeführt oder in den Polizeidienſt der Gemeinden 
oder Gemeindeverbände übernommen find; 
b) in einem vom Miniſter des Innern im Einvernehmen mit dem Finanzminiſter zu beſtimmenden 
Umfang und zu den von ihm zu bezeichnenden Zeitpunkten auch auf die übrigen der im Abſ. 1 
genannten Schutzpolizeibeamten, die einen gleichen Verzicht erklären; 
e) vom 31. März 1933 ab auf alle im Abſ. 1 genannten Schutzpolizeibeamten, die einen gleichen 
Verzicht erklären. 


Von dem nach a, b odere erklärten Verzicht werden die Anſprüche nicht berührt, die ſich aus der Berechnung 
der ruhegehaltsfähigen Dienſtzeit ergeben. Abı. 7 T. 7 30% 22 
8 60. f 
Beamten der kommunalen Polizeiverwaltungen, die aus Anlaß von Verſtaatlichungen in den Staats⸗ 
dienſt übernommen werden, iſt mindeſtens die geſamte im Beamtenverhältniſſe der Polizei verbrachte Dienft- 
zeit anzurechnen. | 
$ 61. 


In Fällen, in denen ſich aus den Vorſchriften dieſes Geſetzes beſondere Härten ergeben, kann der 
Miniſter des Innern im Einvernehmen mit dem Finanzminiſter einen Ausgleich gewähren. 


8 62, 
Der Minifter des Innern wird ermächtigt, im Einvernehmen mit dem Finanzminiſter Ausführungs⸗ 72708: 
beſtimmungen zu dieſem Geſetze zu erlaffen. Sie- ſind- wie die nach 8 4, 6, 29 und 55 erſtmalig- Zu er- 17 7 
laſſe Borſchrifte Beſtimmunge ß 0 Age zZulege 5 


beſtimmungen zu dieſem Geſetze zu erlaffen. Sie. fi ie di ö 8 = e f 
la e e Ngyſchrifte 8 age bi me > 


HOCH DEE UND OD HHRAEN_ DEM 


Dieſes Geſetz tritt mit dem 1. Juli 1927 in Kraft. 


Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfaſſungsmäßigen 
Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. 2 


Berlin, den 31. Juli 1927. 


Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
(Siegel.) Für den Finanzminiſter: 
Braun. Becker. Grzeſinſki. 


Dr. Grunau, lol ten. Str. 12% 


Bor 


Bekanntmachung. 


Nach Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872 (Geſetzſamml. S. 357) ſind bekanntgemacht: 5 
1. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 15. Oktober 1926 


über die Genehmigung der von der Zſchipkau⸗Finſterwalder Eiſenbahngeſellſchaft beſchloſſenen 
Herabſetzung ihres Grundkapitals und Verlegung des Geſchäftsjahrs auf das Kalenderjahr l 
durch die Amtsblätter der Regierung in Merſeburg Nr. 23 S. 133, ausgegeben am 4. Juni 1927, und 
der Regierung in Frankfurt a. O. Nr. 23 S. 133, ausgegeben am 11. Juni 1927; | 
2. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 4. April 1927 
über die Verleihung des Enteignungsrechts an die Aktiengeſellſchaft Conſolidierte Alkaliwerke 
in Weſteregeln für den Bau einer neuen Hochſpannungsleitung von dem Kraftwerke Cäſar bei 
Egeln nach ihren chemiſchen Fabriken in Weſteregeln und den Betriebsanlagen bei Hadmersleben 
durch das Amtsblatt der Regierung in Magdeburg Nr. 27 S. 121, ausgegeben am 2. Juli 19277 
3. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 10. Mai 1927 6 
über die Verleihung des Enteignungsrechts an den Kreis Nienburg a. W. für die Feſtlegung der 
Grundſtücksgrenze des Brinkſitzers Oltmann in Borſtel 
durch das Amtsblatt der Regierung in Hannover Nr. 22 S. 95, ausgegeben am 4. Juni 1927 
4. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 11. Mai 1927 5 
über die Verleihung des Enteignungsrechts an die Stadtgemeinde Cleve für die Erweiterung 


1 
=) 


BL 


des ſtädtiſchen Friedhofs * 
durch das Amtsblatt der Regierung in Düſſeldorf Nr. 22 S. 137, ausgegeben am 4. Juni 1927; 
5. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 25. Mai 1927 
über die Verleihung des Enteignungsrechts an die Firma Chriſtian Uhrmacher und Söhne in 
1 5 für den Betrieb einer Seilbahn vor dem Baſaltſteinbruche Neudorf nach dem Bahnhof 
öhnburg 7 
durch das Amtsblatt der Regierung in Wiesbaden Nr. 23 S. 83, ausgegeben am 11. Juni 1927; > 10 
6. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 28. Mai 1927 — 


über die Verleihung des Enteignungsrechts an den Landkreis Bonn für den Bau des Hochwaſſer⸗ E 
ſchutz» und Straßendamms von Beuel bis zum Villicher Deich N 
durch das Amtsblatt der Regierung in Köln Nr. 26 S. 105, ausgegeben am 25. Juni 1926 , 
7. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 31. Mai 1927 
über die Verleihung des Enteignungsrechts an den Kreis Bitburg für den Bau der Gaytalſtraße 
durch das Amtsblatt der Regierung in Trier Nr. 24 S. 83, ausgegeben am 18. Juni 1927; 
8. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 31. Mai 1927 
über die Verleihung des Enteignungsrechts an die Oberſchleſiſchen Aberlandbahnen, G. m. b. H 
in Gleiwitz, für den Umbau der im deutſch-oberſchleſiſchen Induſtriegebiet betriebenen ſchmal⸗ | 


ſpurigen elektriſchen Kleinbahnen in Vollſpur 
durch das Amtsblatt der Regierung in Oppeln Nr. 25 S. 229, ausgegeben am 25. Juni 1927; 


9. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 9. Juni 1927 
über die Verlängerung des der Stadt Barmen für Zwecke der ſtädtiſchen Waſſerverſorgung 
verliehenen Enteignungsrechts um weitere zwei Jahre 
durch das Amtsblatt der Regierung in Düſſeldorf Nr. 26 S. 173, ausgegeben am 2. Juli 1927; 


10. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 15. Juni 1927 g 
über die Verleihung des Enteignungsrechts an die Gemeinde Salm im Kreiſe Daun für die 
Sicherung des Quellſchutzgebiets ihrer Waſſerleitung 
durch das Amtsblatt der Regierung in Trier Nr. 26 S. 89, ausgegeben am 2. Juli 1927; 


11. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 18. Juni 1927 ! 
über die Verleihung des Enteignungsrechts an die Gemeinden Filzen und Hamm als Friedhofs- 
verband Filzen⸗Hamm im Kreiſe Trier⸗Land für die Erweiterung des Friedhofs in Hamm 

durch das Amtsblatt der Regierung in Trier Nr. 26 S. 89, ausgegeben am 2. Juli 1927; 


12. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 20. Juni 1927 
über die Verleihung des Enteignungsrechts an das Rheiniſch⸗Weſtfäliſche Elektrizitätswerk, 
Aktiengeſellſchaft in Eſſen (Ruhr), für den Bau einer 100 000 Volt-Leitung von der Schalt- 
ftation bei Koblenz nach einer bei Kaiſerseſch im Kreiſe Cochem zu errichtenden Schaltftation 
durch das Amtsblatt der Regierung in Koblenz Nr. 27 S. 99, ausgegeben am 9. Juli 1927. 3 
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